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Einleitung 

Einleitung 

In vielen europäischen Staaten ist das Recht der Kreditsicherheiten, beson-
ders der Mobiliarkreditsicherheiten, in den letzten zwanzig bis dreissig 
Jahren Gegenstand von Reformdiskussionen gewesen, die bis heute anhal-
ten. Das besondere Interesse am Recht der Kreditsicherheiten als Reform-
gegenstand erklärt sich aus den direkten Auswirkungen, die Kreditsicher-
heiten auf das Wirtschaftswachstum eines Staates haben können. Je konse-
quenter ein Staat die Interessen von Kreditgebern schützt, indem er ihnen 
für den Ausfall des Schuldners die Möglichkeit einer effektiven Sicherung 
einräumt, desto eher sind Kreditgeber bereit, in diesem Staat zu investie-
ren. Je mehr Investitionen getätigt werden, desto mehr Kapital steht den 
wirtschaftenden Kräften des Landes zur Verfügung. Insbesondere ehemals 
kommunistische Länder haben deshalb im Rahmen des Übergangs in die 
Marktwirtschaft seit den 90er Jahren des letzten Jahrhunderts umfangrei-
che Reformen ihrer Kreditsicherungsrechte durchgeführt, jeweils mit dem 
Ziel, günstige Voraussetzungen für die Modernisierung ihrer Wirtschaft zu 
schaffen1. Die Industriestaaten Westeuropas, z.B. Deutschland, das Verei-
nigte Königreich, die Schweiz oder Italien, haben bisher keine umfangrei-
chen Reformen ihrer Mobiliarkreditsicherheiten unternommen2. Dennoch 
ist Rechtsreform auf dem Gebiet der Kreditsicherheiten auch für sie ein 
aktuelles Thema3. Wenn sich Gründe für eine Reform für diese Staaten 
nicht aus der Notwendigkeit der Anpassung an ein neues Wirtschaftssy-
stem ergeben, so sind sie doch wegen der Globalisierung der Wirtschafts-

                                                
1 Vgl. z.B. für die Slowakei Maternova, The Slovak secured transactions reform: in-

gredients of a successful reform and reflections on its achievements, in: Dahan/Simpson 
(eds.), Secured Transactions Reform and Access to Credit, Cheltenham, U.K., 2009, 
p. 207–223; zur Reform des Kreditsicherungsrechts der Ukraine vgl. Macdonald, Three 
Metaphors of Norm Migration in International Context, 34 Brook. J. of Int’l. L. 629, 651 
(2009); zur Reform in anderen ehemals kommunistischen Staaten, darunter Bulgarien, 
Russland und Polen, s. Summers, Recent Secured Transactions Law Reform in the Newly 
Independent States and Central and Eastern Europe, 23 Review of Central and East 
European Law 1997, 177–203.  

2 Eine Ausnahme ist allerdings Frankreich, das sein Recht der Kreditsicherheiten 
2006 umfassend reformiert hat.  

3 Vgl. den Überblick bei Kieninger, Die Zukunft des deutschen und europäischen 
Mobiliarkreditsicherungsrechts, AcP 208 (2008), 182, 199 ff.  
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beziehungen einem starken Wettbewerb ausgesetzt und stehen deshalb un-
ter Reformdruck. Die erste Globalisierungswelle seit den 80er Jahren des 
letzten Jahrhunderts führte zu einem sprunghaften Anstieg des internatio-
nalen Handels und damit auch zu einer starken Zunahme transnationaler 
Kreditfinanzierungen. Unterschiede in den Kreditsicherungsrechten ein-
zelner Staaten, die Handelsbeziehungen unterhalten, insbesondere Unter-
schiede in den grundlegenden Wirksamkeitsvoraussetzungen für Kreditsi-
cherungsrechte, können sich dabei als faktisches Handelshemmnis auswir-
ken. Das wird besonders deutlich, wenn die in einem Staat erfolgte rechts-
gültige Bestellung eines Sicherungsrechts in einem anderen Staat wegen 
Verstosses gegen allgemeine Rechtsgrundsätze nicht anerkannt wird4. Die-
ser Zustand führt zu mehreren Problemen. Zum einen ergibt sich in einer 
transnationalen Vertragsbeziehung für den Sicherungsnehmer das Problem, 
dass er einem gewissen Risiko ausgesetzt ist, wenn der mit seinem Siche-
rungsrecht belastete Gegenstand in einen anderen Staat verbracht wird. 
Möglich ist, dass dem Sicherungsrecht am neuen Lageort nicht die glei-
chen Wirkungen (z.B. Insolvenzfestigkeit) zuerkannt werden oder sogar, 
dass das Bestehen einer Sicherheit überhaupt nicht anerkannt wird. Die 
Problematik divergierender Rechte auf dem Gebiet der Kreditsicherheiten 
erhält in Europa vor dem Hintergrund des europäischen Binnenmarkts eine 
ganz eigene Prägung5. 

Angesichts dieser Herausforderungen bemühen sich nicht nur nationale 
Gesetzgeber, sondern vermehrt Projekte mit internationaler Reichweite um 
eine weiche6 Harmonisierung des Rechts der Kreditsicherheiten. Zu nen-

                                                
4 Wegen Verstosses gegen den ordre public; das gilt z.B. für die Behandlung des nach 

deutschem Recht wirksam bestellten Sicherungseigentums im Ausland. S. zu dieser Pro-
blematik z.B. Schacherreiter, Publizitätsloses Sicherungseigentum im deutsch-
österreichischem Grenzverkehr – Die Versagung der Anerkennung auf dem Prüfstein des 
Gemeinschaftsrechts, ZfRV 2005, 173, 174; Graham-Siegenthaler, Kreditsicherungs-
rechte im internationalen Rechtsverkehr, eine rechtsvergleichende und international-
privatrechtliche Untersuchung, Bern 2005, 1; Reich, Das stille Pfandrecht der Niederlan-
de – Ziel oder bloßer Schritt auf dem Weg zur Reformierung der deutschen Sicherungs-
übereignung?, Göttingen 2006, 58.  

5 Vgl. mit einer ausführlichen Untersuchung der Problematik der Nichtanerkennung 
unter europarechtlichen Aspekten Kieninger, Mobiliarsicherheiten im Europäischen Bin-
nenmarkt – Zum Einfluss der Warenverkehrsfreiheit auf das nationale und internationale 
Sachenrecht der Mitgliedstaaten, Baden Baden 1996.  

6 „Weich“ wird hier in Anlehnung an soft law verwendet. Das bedeutet, dass auf eine 
Durchsetzung von Harmonisierungsmassnahmen mittels staatlicher oder überstaatlicher 
Autoritätsakte verzichtet wird und statt dessen versucht wird, Harmonisierung durch die 
Überzeugungskraft nicht bindender Akte, z.B. von Modellgesetzen oder Leitfäden, zu 
erreichen. Vgl. zum Thema der internationalen Harmonisierung durch nicht bindende 
Instrumente Macdonald, Three Metaphors, 34 Brook. J. of Int’l. L. 603 (2009), und Go-
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nen sind dabei insbesondere7 der Legislative Guide on Secured Transacti-
ons der United Nations Commission on International Trade Law (UNCI-
TRAL/CNUDCI)8 und der europäische Draft Common Frame of Reference 
(DCFR)9. Beide, besonders aber der von UNCITRAL vorgelegte Text, 
stützen sich massgeblich auf den Gesetzgebungsansatz des US-
amerikanischen Article 9 Uniform Commercial Code (UCC)10. Durch den 
unitären und funktionalen Ansatz (unitary and functional approach) in der 
Gesetzgebung zu den Mobiliarkreditsicherheiten grenzen sich Article 9 
UCC und ihm folgende Gesetzgebungen, wie z.B. die kanadischen, neu-
seeländischen oder australischen Personal Property Security Acts (PPSAs), 
von ihren alten europäischen Vorbildern ab. Anstelle der Vielzahl unter-
schiedlicher Institutionen, die der Mobiliarkreditsicherung dienen können, 
wie Pfandrecht, Eigentumsvorbehalt, Sicherungsübereignung, Wiederkauf, 
Mobiliarhypothek etc. unterwirft dieser Ansatz alle Rechtsgeschäfte, wel-
che die Funktion der Sicherung eines Kredits haben, den einheitlichen Re-
geln des security interest. Alle gesicherten Gläubiger werden im Grundsatz 
gleichbehandelt. Das bedeutet z.B., dass ein Eigentumsvorbehaltsverkäufer 
in Bezug auf den Sicherungsgegenstand grundsätzlich keine anderen Rech-
te haben kann als ein Pfandgläubiger. Für ihn gelten alle Voraussetzungen 

                                                
palan, New Trends in the Making of International Commercial Law, 23 J. L. & Com. 117 
(2003–2004).  

7 Neben den beiden genannten Projekten existieren noch weitere. Für die Zwecke die-
ser Einleitung soll es ausreichen, noch hinzuweisen auf das Model Law on Secured 
Transactions der European Bank for Reconstruction and Development (EBRD) von 1994 
und den Acte uniforme portant organisation des sûretés (1999) der Organisation pour 
l’harmonisation en Afrique du droit des affaires (OHADA). Vgl. für einen Überblick 
internationaler Reformprojekte auf dem Gebiet der Kreditsicherheiten Foëx, Sûretés mo-
bilières: propositions pour une réforme, ZSR 126 (2007) II, 287, 313 ss.  

8 Text angenommen am 14.12.2007; Veröffentlichung mit Erwägungsgründen und 
Empfehlungen (recommendations) als UNCITRAL-Legislative Guide on Secured Trans-
actions – Terminology and recommendations, U.N. Publication, Wien 2009 und mit um-
fangreichem Kommentar (Erwägungsgründen und Empfehlungen) als UNCITRAL-
Legislative Guide on Secured Transactions, U.N. Publication, New York 2010.  

9 Von Bar/Clive (eds.), Principles, Definitions and Model Rules of European Private 
Law: Draft Common Frame of Reference (DCFR), vol. 6: IX.-1:101 to X.-10:502, An-
nexes, München 2009. Der DCFR sieht sich als Zuarbeit einer Gruppe von Wissenschaft-
lern für den von der Europäischen Kommission angeregten (politischen) gemeinsamen 
Referenzrahmen, der zugunsten einer kohärenteren Ausgestaltung der Gemeinschafts-
vorschriften im Bereich des Vertragsrechts verwendet werden soll. Vgl. den Aktionsplan 
der Europäischen Kommission v. 12.02.2003 KOM (2003) 68 endg., S. 19.  

10 Der Uniform Commercial Code ist ein Gemeinschaftsprojekt der National Confe-
rence of Commissioners on Uniform State Laws (NCCUSL) und des American Law Insti-
tute (ALI). Der UCC wurde bis zum Ende der 1960er Jahre von fast allen US-
amerikanischen Staaten übernommen. Heute ist er mit leichten Variationen in allen Staa-
ten in Kraft.  


